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Bundeskinderschutzgesetz - Sicherstellung des Schut zes von betreuten Kindern und 
Jugendlichen vor Gewalt 
 
Am 01.01.2012 ist der neu gefasste § 72a SGB VIII (Sozialgesetzbuch / Achtes Buch „Kinder- und 
Jugendhilfe“) in Kraft getreten. Die Vorschrift verfolgt das Ziel, einschlägig vorbestrafte Personen von 
der Wahrnehmung von Aufgaben in der Kinder- und Jugendhilfe fernzuhalten bzw. auszuschließen 
und damit Kindeswohlgefährdungen vorzubeugen. 
 
In diesem § 72a SGB VIII sind drei wesentliche Änderungen enthalten: 
 

• Ein eventueller Tätigkeitsausschluss ist  durch die Vorlage eines erweiterten 
Führungszeugnisses gem. § 30a BZRG (bzw. für Bürgerinnen und Bürger anderer EU-
Staaten eines europäischen Führungszeugnisses, § 30b BZRG) festzustellen . 

• Auch neben- und ehrenamtlich  in der Kinder- und Jugendhilfe tätige Personen  sind in den 
Anwendungsbereich einbezogen. 

• § 72a SGB VIII erfasst alle Träger der freien Jugendhilfe sowie Vereine  gem. § 54 SGB VIII. 
 
Ausführungen zum „erweiterten Führungszeugnis“: 
 
Das erweiterte Führungszeugnis gem. § 30a BZRG unterscheidet sich von dem „einfachen“ 
Führungszeugnis nach § 30 BZRG dadurch, dass unter anderem auch Verurteilungen wegen 
Verletzung der Fürsorge- und Erziehungspflicht, wegen Straftaten gegen die sexuelle 
Selbstbestimmung, wegen Misshandlung von Schutzbefohlenen und wegen Straftaten gegen die 
persönliche Freiheit aufgenommen werden, durch die auf Geldstrafe von nicht mehr als 90 
Tagessätzen oder auf Freiheitsstrafe von nicht mehr als drei Monaten erkannt wurde, auch wenn im 
Register keine weitere Strafe eingetragen ist (s. § 32 Abs. 5 BZRG). 
 
 
II. Neben-/Ehrenamtliche, § 72a Abs. 3 SGB VIII 
 
1. Personenkreis 
 
§ 72a Abs. 3 SGB VIII erfasst Personen, die als Neben-/Ehrenamtliche in Verantwortung des  Öffentlichen 
Trägers tätig werden und nicht Beschäftigte im Sinne des Absatzes 1 sind. 
Unabhängig von der Bezeichnung erfassen die Absätze 3 bis 5 alle Formen des freiwilligen bürgerschaftlichen 
Engagements. 
Diese Personen müssen Aufgaben der Kinder- und Jugendhilfe wahrnehmen und dabei unmittelbar Kinder 
und/oder Jugendliche beaufsichtigen, betreuen, erziehen oder ausbilden oder einen vergleichbaren Kontakt 
haben. 
 
2. Erfasste Tätigkeiten 
 
Der öffentliche Träger entscheidet nach Art, Intensität und Dauer des Kontakts, welche Tätigkeiten nur nach 
Einsichtnahme in das erweiterte FZ wahrgenommen werden dürfen. Bestehen vertrauensbildende und 
kontaktintensive Situationen, die ausgenutzt oder missbraucht werden können, erhöht sich das 
Gefährdungspotenzial für Übergriffe gegenüber Kindern und Jugendlichen. Es können jedoch auch unabhängig 
vom Aufbau eines besonderen Vertrauensverhältnisses Situationen bestehen, die allein aufgrund des potenziell 
möglichen Näheverhältnisses vom Täter / von der Täterin ausgenutzt und missbraucht werden können. Im 
Regelfall entstehen bei der Wahrnehmung auch von neben- und ehrenamtlichen Aufgaben im Wirkungskreis der 
Kinder- und Jugendhilfe sehr schnell Situationen, die wegen der Vertrauensstellung oder des intensiven Kontakts 
zu den Minderjährigen ausgenutzt werden könnten. Von daher wird empfohlen, im Regelfall ein erweitertes FZ 
einzuholen. Im begründeten Einzelfall kann aber von der Einholung eines erweiterten FZ abgesehen werden, 
wenn bei einer Tätigkeit des/der ehrenamtlichen Helfers/Helferin wegen der Art, der Intensität oder der Dauer der 
Aufgabenwahrnehmung ein mögliches Gefährdungspotenzial nahezu ausgeschlossen werden kann. Zur 
Abgrenzung, wann im Einzelfall von der Einholung eines erweiterten FZ abgesehen werden kann, werden 
folgende Kriterien an die Hand gegeben. Insbesondere kann abgesehen werden, wenn die:  
2.1 Art des Kontaktes kein oder nur minimales Gefährdungspotenzial aufweist. 
Bestimmendes Merkmal ist, dass keine Beaufsichtigung, Betreuung, Erziehung, Ausbildung oder vergleichbare 
Kontakte stattfinden. Maßgeblich ist hierbei der pädagogische Kontext, in dem die Tätigkeit stattfindet. Ein 
Hierarchie- oder Machtverhältnis darf nicht vorliegen, denn damit wird das Abhängigkeitsverhältnis zwischen dem 
Neben-/Ehrenamtlichen und dem Kind oder Jugendlichen erhöht, wodurch das Gefährdungspotenzial deutlich 
gesteigert sein kann. Von einem Hierarchie- oder Machtverhältnis ist regelmäßig auszugehen, wenn eine 
steuernde, anlernende, fortbildende, Wissen vermittelnde oder pflegende Tätigkeit besteht. Bei der Tätigkeit von 
Jugendlichen (14–17 Jahre) als Neben- oder Ehrenamtliche kann auch die Bewertung der Altersdifferenz zu dem 
betreuten oder beaufsichtigten Kind bzw. Jugendlichen eine Rolle spielen. Das Risiko, dass ein Hierarchie- oder 



Machtverhältnis oder eine besondere Vertrauenssituation entsteht, welche zu einem sexuellen Übergriff 
ausgenutzt oder missbraucht werden könnte, kann bei einer sehr geringen Altersdifferenz eher verneint werden. 
Bei der Entscheidung über das Absehen von einer Einsichtnahme in das erweiterte FZ ist zu berücksichtigen, ob 
die Kinder und/oder Jugendlichen, zu denen über die Tätigkeit im Einzelfall Kontakt besteht, besondere Merkmale 
aufweisen (z. B. Kleinkindalter, Einschränkungen aufgrund besonderer persönlicher Merkmale oder einer 
Behinderung). Sofern diese Merkmale ein besonderes Abhängigkeitsverhältnis oder Schutzbedürfnis vermitteln, 
sollte die Einsicht in ein erweitertes FZ verlangt werden. 
 
II. § 72a Abs. 1 S. 1 SGB VIII erfasst folgende Strafta tbestände des StGB: 
 
· § 171 Verletzung der Fürsorge- oder Erziehungspflicht 
· § 174 Sexueller Missbrauch von Schutzbefohlenen 
· § 174a Sexueller Missbrauch von Gefangenen, behördlich Verwahrten oder Kranken 
und Hilfsbedürftigen in Einrichtungen 
· § 174b Sexueller Missbrauch unter Ausnutzung einer Amtsstellung 
· § 174c Sexueller Missbrauch unter Ausnutzung eines Beratungs-, Behandlungs- oder 
Betreuungsverhältnisses 
· §§ 176 bis 176b Tatbestände des sexuellen Missbrauchs von Kindern 
· §§ 177 bis 179 Tatbestände der sexuellen Nötigung und des sexuellen Missbrauchs 
· § 180 Förderung sexueller Handlungen Minderjähriger 
· § 180a Ausbeutung von Prostituierten 
· § 181a Zuhälterei 
· § 182 Sexueller Missbrauch von Jugendlichen 
· § 183 Exhibitionistische Handlungen 
· § 183a Erregung öffentlichen Ärgernisses 
· §§ 184 bis 184d Verbreitung pornografischer Schriften und Darbietungen 
· §§ 184e bis 184f Ausübung verbotener und jugendgefährdender Prostitution 
· § 225 Misshandlung von Schutzbefohlenen 
· §§ 232 bis 233a Tatbestände des Menschenhandels 
· § 234 Menschenraub 
· § 235 Entziehung Minderjähriger 
· § 236 Kinderhandel 

 
 
 
 
 
 
 
 



Konsequenzen für die Vereine mit Kinder und Jugendg ruppen: 
 

• Alle Trainer und Betreuer besorgen sich bei ihrer Gemeinde- oder Stadtverwaltung ein 
erweitertes Führungszeugnis und legen es (nur) bei ihrem Vorstand vor . 

• Der Vorstand sichtet die Inhalte und trifft falls nötig entsprechende Entscheidungen. 
• Die Führungszeugnisse dürfen vom Verein nicht in die Unterlagen genommen werden. 
• Ein solches Führungszeugnis ist mindesten alle fünf Jahr erneut vorzulegen. 
• Die entstehenden Kosten für das Führungszeugnis werden von den Verwaltungen auf Antrag 

erlassen. Der Verein stellt eine entsprechende Bestätigung des Vereins. Bitte bei 
Beantragung auch die Kostenerlassung ansprechen. 

• Weitere Personen (Fahrer, etc.) wurden vorerst nicht definiert. Andere Personen (z.B. die 
Näherinnen) sollen zum Maßnehmen der Kostüme zum Training kommen, damit sie nicht 
„unbeaufsichtigt“ mit den Schutzbefohlenen in Kontakt kommen. 

 
 
Beispiel für das Begleitschreiben des Vereins: 
 
Briefkopf und Vorstandsunterschrift nicht vergessen 
 
 
 
Name/Anschrift des Trägers 
 
Bestätigung 
zur Vorlage beim Einwohnermeldeamt für die Beantrag ung eines erweiterten 
Führungszeugnisses 
gem. § 30a Abs. 2 BZRG 
Hiermit wird bestätigt, dass [Bezeichnung des Trägers der Jugendhilfe] gem. § 72a SGB VIII 
die persönliche Eignung von Personen, die beruflich bzw. neben-/ehrenamtlich Aufgaben in 
der Kinder- und Jugendhilfe wahrnehmen (oder ggf.: Vereinsvormundschaften/-pflegschaften 
führen), durch Vorlage eines erweiterten Führungszeugnisses gem. § 30a Abs. 1 Nr. 2a) 
BZRG zu überprüfen hat. 
Frau/Herr …………………, 
geboren am ……… in …….., 
wird aufgefordert, für ihre/seine (künftige) Tätigkeit ein erweitertes Führungszeugnis gem. 
§ 30a Abs. 1 Nr. 2a) BZRG vorzulegen. 
………………………….. 
Datum, Ort 
………………………….. 
Unterschrift des Trägers 


